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Die beeindruckenden Bilder zeigen die Notwendigkeit,
sich zukünftig besser gegen solche Katastrophen zu wappnen.
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Der Kreis Heinsberg wird zum Vorbild

Liebe Leserinnen und Leser,

wir alle hatten gehofft, dass nach
den vielen letzten Krisen, deren
Aus- und Nachwirkungen uns im-
mer noch beschäftigen, vielleicht
auch mal wieder etwas ruhigere
Zeiten anbrechen würden. Leider
weit gefehlt – die schweren Erdbe-
ben in der Türkei und Syrien ha-
ben viele Opfer und verheerende
Verwüstungen zur Folge.

Viele Einwohnerinnen und Ein-
wohner nordrhein-westfälischer
Städte und Gemeinden sowie vie-
le Deutsche mit Migrationshinter-
grund haben insbesondere in der
Türkei Freunde und Familienan-
gehörige verloren. Die Betroffen-
heit in Nordrhein-Westfalen ist
dementsprechend groß. Ebenso
wie die Hilfs- und Spendenbereit-
schaft.

Naturka-
t a s t r o -
p h e n
und Ex-

tremwette-
r e r - eignisse be-
schäftigen uns nicht erst seit der
Flut im Ahrtal. Zu der Katastrophe
2021 gab es in den letzten Wo-
chen eine sehenswerte Ausstel-
lung des Stadtmuseums Euskir-
chen im Landtag (siehe Titelbild).

Mit dem Ausbau der Warninfra-
struktur sind wir dabei, besser auf
besondere Wetterlagen vorberei-
tet zu sein und darauf reagieren zu
können. Der landesweite Warntag
im März dieses Jahres war ein vol-
ler Erfolg und das neu eingerichte-
te Warnsystem über Cell Broad-
cast hat sämtliche in ein Funknetz

e i n g e -
buchten
Mobi l te-
lefone zu-
v e r l ä s s i g

an- gesprochen.

Doch auch unsere Initiative zur
Einführung einer Elementarscha-
den-Pflichtversicherung wird als
gemeinsamer Entschließungsan-
trag von Nordrhein-Westfalen und
Baden-Württemberg in den Bun-
desrat eingebracht, um die Bun-
desregierung zum Handeln aufzu-
fordern.

Warum unser Heimatkreis auf bes-
tem Wege ist, zum Vorbild für
nachhaltige Wasserstoffwirtschaft
zu werden, lesen Sie ebenfalls in
dieser Ausgabe.

Bernd Krückel/
Thomas Schnelle
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Land
A

ls Politiker und Experte für
Katastrophenschutz begrü-
ße ich die Maßnahmen der

Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen, sich besser auf den
Ernstfall vorzubereiten. Die schwe-
re Flutkatastrophe im Sommer
2021 hat uns allen gezeigt, dass
es immer wichtig ist, auf unerwar-
tete Ereignisse vorbereitet zu sein.
Aus dieser Katastrophe müssen
wir lernen und unsere Vorberei-
tungen für zukünftige Katastro-
phen verbessern.

Eine der Initiativen der Landesre-
gierung ist das regelmäßige Pro-
ben des Ernstfalls bei landeswei-
ten Warntagen, bei denen die
Technik und das Zusammenspiel
der vorhandenen Warnmittel ge-
testet werden. Anfang März wurde
wieder einmal ein Probealarm aus-
gelöst, der die Sirenen, Lautspre-
cher, Handys und neuerdings so-
gar digitale Informationstafeln im
ganzen Land aktivierte. Ziel war
es, die Bevölkerung für die ver-
schiedenen Warnhinweise zu sen-
sibilisieren und im Ernstfall kon-
krete Handlungsempfehlungen zu
geben.

Neben den klassischen Warnmit-
teln wie Sirenen, Lautsprecher-
durchsagen, Radio, Fernsehen
und sozialen Medien wird das
Land erstmals auch die Warnmit-
tel Cell Broadcast und digitale An-
zeigetafeln einsetzen. Über Cell

Broadcast werdenWarnungen au-
tomatisch auf die Handys von
Menschen innerhalb bestimmter
Funkzellen geschickt. Das Land
hat auch einen Vertrag mit der Fir-
ma Ströer abgeschlossen, um alle
Warnungen des Landes auch auf
den mehr als 1.100 digitalen
Stadtinformationstafeln anzuzei-
gen.

Um das Sirenennetz weiter auszu-
bauen und die Bevölkerung noch
besser zu warnen, stellt das Land
zehn Millionen Euro zur Verfü-
gung. In den Jahren 2018 bis
2022 gab es bereits sieben lan-
desweite Warntage und Probe-
alarme, bei denen alle Sirenen so-
wie weitere Warnmittel getestet
wurden. Diese Übungsschablo-
nen haben sich als nützlich erwie-
sen und werden auch vom Bund
genutzt.

Wir müssen jedoch nicht nur un-
sere Warnmittel verbessern, son-
dern auch unseren Katastrophen-
schutz insgesamt überdenken.
Die Flutkatastrophe hat gezeigt,
dass effektiver Schutz vor Ort ge-
macht wird, wo das Know-how für
lokale Besonderheiten vorhanden
ist. Als Landmüssenwir aber mehr
Unterstützung bieten, etwa durch
übergeordnete Handlungsleitlini-
en und eine Überprüfung der Aus-
stattung von Katastrophenschutz-

Landesweiter Warntag
Nordrhein-Westfalen

testet neue Warnmittel

einheiten auf etwaige Lücken. Ins-
besondere müssen wir die Er-
kenntnisse, die wir zu einer beson-
deren Krisenlage haben, einheit-
lich so zusammenführen, dass wir
lokale Lagebilder in Echtzeit er-
stellen können. Auch weitere
Warnmöglichkeiten der Bevölke-
rung müssen geprüft werden.

Als politische Verantwortungsträ-
ger dürfen wir die Bedeutung des
Katastrophenschutzes nicht aus
den Augen verlieren. Die jüngsten
Bemühungen der Landesregie-
rung sind ein wichtiger Schritt in
die richtige Richtung, aber es
bleibt noch viel zu tun. Wir müs-
sen weiterhin zusammenarbeiten,
um sicherzustellen, dass wir auf
zukünftige Katastrophen best-
möglich vorbereitet sind.
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LandEin jahr Krieg

Z
usammenhalt und Solidari-
tät sind in Zeiten von Krisen
und Konflikten von großer

Bedeutung. Ein Beispiel hierfür ist
der Krieg, den Russland vor einem
Jahr gegen die Ukraine begonnen
hat. Dieser Krieg hat tiefe Spuren
in Europa hinterlassen und stellt
eine Gefahr für die Stabilität über-
all auf derWelt dar. Zum Jahrestag
des Überfalls Russlands haben
zahlreiche Veranstaltungen und
Aktionen stattgefunden, die das
Gedenken an die Opfer des Krie-
ges sowie die Solidarität mit der
Ukraine zum Ausdruck bringen.

Eine solche Veranstaltung fand
auch im Landtag von Nordrhein-
Westfalen statt, bei der die ukraini-
sche Fahne vor dem Parlament
gehisst wurde und die General-
konsulin der Ukraine, Iryna Shum,
empfangen wurde. André Kuper,
Präsident des Landtags, versicher-
te ihr die Solidarität des Parla-
ments von Nordrhein-Westfalen.

Gemeinsam nahmen sie an einer
Schweigeminute teil, führten Ge-
spräche mit deutschen und ukrai-
nischen Schülerinnen und Schü-
lern über ein Jahr Krieg, Flucht
und das Ankommen in Deutsch-
land und eröffneten eine Ausstel-
lung des Düsseldorfer Vereins
„Ukrainisches Haus e.V.“ über den
Krieg in Kiew. Die Veranstaltungen
im Landtag sollen ein starkes Zei-
chen der Solidarität mit der Ukrai-
ne setzen und das Bewusstsein für

Die Bedeutung der Solidarität mit
der Ukraine wurde bei diesem
Treffen betont und bestätigt. Die
Ukraine verteidigt nicht nur ihre
Bevölkerung und ihr staatliches
Territorium, sondern auch funda-
mentale Werte wie Freiheit und
Demokratie, die Putin Tag für Tag
aufs Neue angreift. Wir sind und
bleiben solidarisch an der Seite
der Ukraine. Auch ein Jahr nach
Beginn des Krieges kann sich die
ukrainische Bevölkerung der vol-
len Unterstützung des Landes
Nordrhein-Westfalens, der Lan-
desregierung und der CDU-Land-
tagsfraktion sicher sein.

Solidarität mit der Ukraine
in Nordrhein-Westfalen

die Bedeutung von Freiheit, De-
mokratie und Solidarität in Europa
stärken.

Im Rahmen des Jahrestags des
Überfalls Russlands auf die Ukrai-
ne besuchte die ukrainische Ge-
neralkonsulin Iryna Shum auch
eine Sitzung der CDU-Landtags-
fraktion. Sie gab hier einen Über-
blick über den Status quo des Krie-
ges in der Ukraine und einen
Ausblick auf die Zukunft des Lan-
des. Sie nutzte die Gelegenheit,
um Nordrhein-Westfalen für die
vielfältige Unterstützung zu dan-
ken und appellierte an die Men-
schen in NRW, weiter an die Ukrai-
ne zu glauben.

Dabei dankte
sowohl sie
selbst als auch
unser Minister-
präsident Hen-
drik Wüst be-
sonders all
denen, die mit
großem persön-
lichem Einsatz
Flüchtlinge aus
der Ukraine auf-
genommen ha-
ben oder ander-
weitig helfen
sowie den Kom-
munen, die eine
Hauptlast tra-
gen.
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NRW
Die Veranstaltungen im Landtag
von Nordrhein-Westfalen sollen
nicht nur ein Zeichen der Solidari-
tät mit der Ukraine setzen, sondern
auch das Bewusstsein für die Be-
deutung von Freiheit, Demokratie
und Solidarität in Europa stärken.
Es ist wichtig, dass sich die Staa-
ten in Europa für diese Werte ein-
setzen und sie verteidigen. Nur so
kann eine friedliche und stabile
Zukunft in Europa gewährleistet
werden.

Der Jahrestag des Überfalls Russ-
lands auf die Ukraine und der Be-
such der Generalkonsulin Shum
bei der CDU-Fraktion im Landtag

von Nordrhein-Westfalen sind ein
wichtiger Anlass, um an die Be-
deutung von Solidarität und Zu-
sammenarbeit zu erinnern. Nord-
rhein-Westfalen hat in den
vergangenen Jahren viel getan,
um den Menschen in der Ukraine
zu helfen und sich für die Werte
von Freiheit und Demokratie in Eu-
ropa einzusetzen.

Die Partnerschaft mit der Region
Dnipropetrowsk und die humani-
täre Hilfe für die Schutzsuchenden
aus der Ukraine sind wichtige
Schritte auf diesem Weg. Das Ziel
der Partnerschaft ist es, die beiden
Regionen miteinander zu vernet-

zen und die Zu-
sammenarbeit in
den Bereichen
Wirtschaft, Wis-
senschaft, Klima-
und Umwelt-
schutz sowie Ge-
sundheits- und
Verkehrspolitik zu
intensivieren.

Neben der Part-
nerschaft mit der
Region Dniprope-
trowsk hat Nord-
rhein-Westfalen
auch zahlreiche
humanitäre Maß-
nahmen ergriffen,

um den Menschen in der Ukraine
zu helfen. Seit Kriegsbeginn wur-
den in NRW 226.000 Ukrainerin-
nen und Ukrainer aufgenommen,
die vor Putins Krieg geflohen sind.

Das zeugt von einer unglaubli-
chen Hilfsbereitschaft in den Kom-
munen und im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen fand auch eine
Podiumsdiskussion zum Thema
„Ein Jahr Krieg gegen die Ukraine:
Europas Sicherheit und die Rolle
Deutschlands“ statt.

Dabei diskutierten Expertinnen
und Experten aus Politik, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft über
die Bedeutung des Konflikts für
Europa und die Rolle Deutsch-
lands in dieser Situation.

Der Krieg gegen die Ukraine stellt
eine große Bedrohung für die Sta-
bilität und Sicherheit Europas dar.
Ein Jahr nach Kriegsbeginn ist es
wichtig, sich an die Folgen des
Konflikts zu erinnern und ein Zei-
chen der Solidarität mit der Ukrai-
ne zu setzen. Die Veranstaltungen
im Landtag vonNordrhein-Westfa-
len haben dazu beigetragen, das
Bewusstsein für die Bedeutung
von Freiheit, Demokratie und Soli-
darität in Europa zu stärken und
die Unterstützung für die Ukraine
zu demonstrieren.

Es ist wichtig, dass wir uns weiter-
hin für die Menschen in der Ukrai-
ne starkmachen und uns für die
Werte von Freiheit und Demokra-
tie in Europa einsetzen. Nur so
könnenwir eine friedliche und sta-
bile Zukunft in Europa gewährleis-
ten.

Thomas Schnelle

und Iryna Shum,

die Generalkonsulin

der Ukraine im

Landtag NRW.
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LandWindenergie

D
ie nordrhein-westfälische
Regierungskoalition aus
CDU und Grünen hat im

März-Plenum einen Gesetzentwurf
und einen Antrag zum Ausbau der
Windenergie beschlossen. Ziel ist
es, die Klimaschutzziele zu errei-
chen und den Wirtschafts- und In-
dustriestandort Nummer eins zu
bleiben.

Um dies zu erreichen, sollen die
Flächenausweisung und die Ak-
zeptanz vor Ort gestärkt werden,
indem der Ausbau der Windkraft
gemeinsam mit den Menschen
gesteuert und gelenkt wird. Hier-
bei soll insbesondere die Bürgere-
nergie gestärkt werden. Also Anla-
gen im Eigentum oder mit
Beteiligung der Anrainer. Ohne
Akzeptanz in der Bevölkerung ist
ein schneller Ausbau nicht mög-
lich.

Der Antrag beinhaltet unter ande-
rem die schrittweise Abschaffung
der Mindestabstände für Windrä-
der sowie die Einführung eines
Bürgerenergiefonds und einer
Taskforce Ausbaubeschleuni-
gung. Auch der Windkraftausbau
in Industriegebieten entlang von
Verkehrswegen, auf Kalamitätsflä-
chen, Nadelwaldflächen und Lan-
desflächen soll erleichtert werden.
Das Ziel der Regierungskoalition
sind 1.000 Windräder bis zum
Ende der Legislaturperiode.

Thomas Schnelle fasst zusam-
men: „Der Ausbau der erneuerba-
ren Energien kann nur mit einer
hohen Akzeptanz in der Bevölke-
rung gelingen. Hierfür soll der Aus-
bau der Windkraft in Zukunft ge-
meinsam mit den Menschen
gesteuert und gelenkt werden. Die
schrittweise Verringerung der Min-
destabstände für Windräder sowie
die Einführung eines Bürgerener-
giefonds und einer Taskforce Aus-
baubeschleunigung sind dabei
wichtige Schritte. Nordrhein-West-
falen hat bereits mehr genehmigte
Anlagen als viele andere Bundes-
länder, dennoch müsse der Aus-
bau der erneuerbaren Energien in
Deutschland weiter beschleunigt
werden, um die Klimaschutzziele
zu erreichen.“

Foto: Tobias Koch

NRW auf dem Weg zum
Windenergie-Vorreiter

Nordrhein-Westfalen setzt sich da-
mit an die Spitze der Bundeslän-
der beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien. Aktuelle Zahlen
zeigen, dass in NRW mehr geneh-
migte Anlagen als in Bayern, Ba-
den-Württemberg, Hessen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen,
Thüringen und Sachsen-Anhalt
zusammen vorhanden sind. Den-
noch muss der Ausbau der Wind-
energie in Deutschland weiter be-
schleunigt werden, um die
Klimaschutzziele zu erreichen.
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NRWBezahlbarer Wohnraum

D
ie schwarz-grüne Koalition
setzt sich für bezahlbaren
Wohnraum in NRW ein. Die

Fraktionen von CDU und GRÜNEN
brachten den Antrag „Wohnen als
soziale Daseinsvorsorge – sicher
und bezahlbar für alle“ in den
Landtag ein. Zu unseren Zielen
gehörten mehr Tempo beim Bau
von preisgedämpftem und miet-
preisgebundenem Wohnraum,
eine wissenschaftlich fundierte
Überarbeitung der Mieterschutz-
verordnung und ein Fokus auf Kli-
maneutralität und Barrierefreiheit.
Dazu erklären die Sprecher für
Bauen und Wohnen der Fraktio-
nen, Arndt Klocke (GRÜNE)
und Jochen Ritter (CDU):

Arndt Klocke: „Unser Ziel ist es,
dass alle Menschen bezahlbar und
angemessen wohnen können.
Dazu muss die Wohnraumförde-
rung stets weiterentwickelt und
der jeweiligen Lage angepasst
werden. Wir wollen unsere Kom-
munen und deren lokalen und re-
gionalen Wohnungsbauunterneh-
men und auch örtlichen Genos-
senschaften als wichtige Akteure
stärken. Hierzu wollen wir die Kom-
munen darin bestärken, Vorkaufs-
rechte zu nutzen oder Baugebote
auszusprechen, um Leerstand und
Unternutzung zu verhindern und
Wohnraum gezielt zu entwickeln.

Wichtig ist uns, Modernisierungs-
maßnahmen für Klimaschutz und
Barrierefreiheit deutlich zu fördern.

Die energetischen Maßnahmen im
Gebäudebestand dienen bei stei-
genden Energiekosten nicht nur
dem Klimaschutz, sondern auch
dem Geldbeutel.“

Jochen Ritter: „Wohnen ist mehr,
als ein Dach über dem Kopf zu ha-
ben, es muss bezahlbar und sicher
sein. Das Land trägt Jahr für Jahr
mit rund einer Milliarde Euro dazu
bei, dass mietpreisgebundener
Wohnraum entsteht – im Jahr
2022 mit der zweithöchsten För-
dersumme seit Bestehen dieses
Programmes. Als verlässlicher För-
dergeber stehen wir für Kontinui-
tät, ergänzen die Bedingungen
gleichwohl um Komponenten, die
auf Klimaschutz und Ressourcen-
schonung einzahlen.

Weiterentwickeln werden wir auch
das Mietrecht, und zwar auf wis-
senschaftlicher Grundlage; denn,
wenn das Land mit den wenigen
Möglichkeiten, die es im Mietrecht
hat, etwas bewirken will, dann be-
darf das einer besonders gründli-
chen Vorbereitung. Zusätzliche
Spielräume zur Mobilisierung von
Bauland hat das Land bereits für
die Kommunen geschaffen. So sor-
gen wir in mehrfacher Hinsicht da-
für, dass sich der Wohnungsmarkt
entspannt.“

Mehr Engagement für
bezahlbaren Wohnraum

Foto: Christiane Lang
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LandExtremwetterlagen
NRW bringt Pflichtversicherung

für Elementarschäden voran

N
ordrhein-Westfalen hat eine
Initiative zur Einführung ei-
ner Elementarschaden-

Pflichtversicherung in den Bun-
desrat eingebracht. Aufgrund der
steigenden Zahl von Extremwette-
rereignissen, wie Starkregen und
Hochwasser, haben sich insbe-
sondere Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz im Juli 2021 mit
verheerenden Schäden an Wohn-
und Gewerbeimmobilien konfron-
tiert gesehen.

Menschenleben, Gesundheit und
Erinnerungen sind unersetzlich.

Der materielle Schaden sollte je-
doch abgesichert werden, um nie-
manden in Existenzangst zu ver-
setzen.

Daher sollten systematische Maß-
nahmen ergriffen werden, um si-
cherzustellen, dass nach einer Ka-
tastrophe kein Mensch vor dem
finanziellen Ruin steht.

Die Konferenz der Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der
Länder hat sich im Juni 2022 klar
für die Einführung einer Pflichtver-
sicherung für Elementarschäden

ausgesprochen, da bisher bun-
desweit nur etwa die Hälfte der
privaten Gebäudeeigentümer
über eine Elementarschadenversi-
cherung verfügt. Zudem wird die
Gefahr existenzbedrohender
Schäden nach einer Unwetterka-
tastrophe häufig verdrängt. Nur
eine bundesweite Regelung er-
scheint sachgerecht, da Naturka-
tastrophen nicht an den Länder-
grenzen haltmachen.

Die Landesregierungen von Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Würt-
temberg haben beschlossen, ei-
nen Entschließungsantrag in den
Bundesrat einzubringen, um die
Bundesregierung aufzufordern,
kurzfristig einen konkreten Rege-
lungsvorschlag zur Einführung ei-
ner bundeseinheitlichen Elemen-
tarschaden-Pflichtversicherung zu
erarbeiten. Ein solches System
würde dazu beitragen, weitge-
hend flächendeckende private
Versicherungen von Gebäudeei-
gentümern gegen Elementarrisi-
ken zu etablieren.

Das Warten auf bessere Zeiten ist
in der Katastrophenvorsorge keine
Option. Extremwetterereignisse
werden voraussichtlich sogar zu-
nehmen. Eine systematische, bun-
desweite Risikoprävention durch
eine Pflichtversicherung für Ele-
mentarschäden muss daher bald
an die Stelle öffentlicher Hilfen tre-
ten, die sonst die Allgemeinheit
trägt.

Dr. Christian Untrieser, Klaus Voussem und Thomas Schnelle beim Besuch des

parlamentarischen Untersuchungsausschusses „Hochwasserkatastrophe“ in

Ahrweiler.
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NRWErdbeben
Der Landtag NRW trauert

mit den Menschen in der Türkei

NORDRHEIN-WESTFALEN TRAUERT GEMEINSAM MIT DEN
ÜBERLEBENDEN DER ERDBEBEN-KATASTROPHE

D
ie Erdbeben in der Türkei
und Syrien vor gut einem
Monat haben zu einemmas-

siven Verlust an Menschenleben
und Eigentum geführt. Mehrere
zehntausend Menschen sind bei
den verheerenden Beben ums Le-
ben gekommen. Millionen haben
am 6. Februar ihr Zuhause verlo-
ren. Im Landtag haben wir daher
einen fraktionsübergreifenden An-
trag beschlossen, um unsere An-
teilnahme und Solidarität auszu-
drücken.

Die betroffenen Menschen sind
nicht allein in ihrem Schmerz und
ihrer Trauer, und wir trauern ge-
meinsam mit ihnen. Auch den vie-
len professionellen und ehren-
amtlichen Helfern aus NRW,
die vor Ort geholfen haben,
Leben zu retten und Unterstüt-
zung zu leisten, gilt unser
Dank.

Die internationale Hilfe hat
zwar schnell eingesetzt, aber
die humanitäre Lage vor Ort
bleibt katastrophal. Nordrhein-
Westfalen wird weiterhin sei-
nen Teil dazu beitragen, die
akute Not zu lindern und beim
Wiederaufbau der Region zu
helfen. Die Auswirkungen der
Katastrophe auch für die Men-

schen in NRW mit familiärem Be-
zug zur Türkei oder Syrien werden
noch lange zu spüren sein.

Es ist wichtig, dass wir aus solchen
Katastrophen lernen und uns auf
zukünftige Notfälle vorbereiten.
Ein funktionierender Katastro-
phenschutz ist von entscheiden-
der Bedeutung, um solchen Un-
glücken vorzubeugen und schnell
und effektiv reagieren zu können.
Dies erfordert eine gute Zusam-
menarbeit zwischen den Behör-
den, demRettungsdienst, der Feu-
erwehr und anderen Rettungs-
kräften.

Wir müssen sicherstellen, dass wir
über die notwendigen Ressour-
cen verfügen, um im Falle einer
Katastrophe angemessen zu re-
agieren. Ferner müssen wir die Be-
völkerung auf Katastrophen vor-
bereiten und sie über die
notwendigen Schutzmaßnahmen
informieren. Nur so können wir in
Zukunft besser auf ähnliche Not-
fälle reagieren und Leben retten.

Wir trauern um alle, die in dieser
Naturkatastrophe ihr Leben verlo-
ren haben. All denen, die den Ver-
lust von geliebten Menschen zu
beklagen haben, sprechen wir un-
sere tief empfundene Anteilnah-
me aus. Sie trauern nicht allein!

Wir danken den vielen profes-
sionellen und ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern aus
NRW, die vor Ort unter großem
persönlichem Einsatz Men-
schenleben gerettet haben.
Viele von ihnen sind noch im-
mer dort und kümmern sich
um die Überlebenden. Zusätz-
lich engagieren sich unzählige
Vereine, Religionsgemein-
schaften und private Initiati-
ven, um von NRW aus Hilfe zu
leisten. Auch ihnen möchten
wir für dieses Engagement
danken.
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LandZweites Krisenpaket
NRW unterstützt Flüchtlingsunter-
künfte mit knapp 400 Mio. Euro

D
ie Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen hat ein
zweites Maßnahmenpaket

in Höhe von rund 670 Millionen
Euro auf den Weg gebracht, um
die Krisensituation infolge des rus-
sischen Angriffskriegs in der Ukrai-
ne zu bewältigen.

Davon sollen knapp 400 Millionen
Euro den Kommunen zur Stärkung
der Unterbringungsmöglichkeiten
von Flüchtlingen zur Verfügung
gestellt werden. Die Gelder stam-
men aus dem fünf Milliarden Euro
schweren „Sondervermögen Kri-
senbewältigung“, welches die
Landesregierung im vergangenen
Jahr bereitgestellt hat.

Die Unterstützung der Kommunen
bei der Schaffung, Unterhaltung
und Herrichtung von Flüchtlings-
unterkünften ist ein wichtiger Fo-
kus dieses Maßnahmenpakets.
Denn die Kommunen leisten bei
der Aufnahme von Menschen aus
der Ukraine Herausragendes, ste-
hen dabei aber vor großen finanzi-
ellen und logistischen Herausfor-
derungen.

Das Maßnahmenpaket umfasst
zudem weitere finanzielle Mittel,
unter anderem für die Stärkung
der kritischen Infrastruktur in si-
cherheitsrelevanten Bereichen,
die Finanzierung vonMaßnahmen
zur Steigerung der Energieeffizi-
enz in Krankenhäusern und die

Unterstützung der Beratungs- und
Unterstützungsinfrastruktur. Auch
Maßnahmen zur Steigerung der
Krisenresilienz und Krisenvorsor-
ge werden mit dem Maßnahmen-
paket gefördert.

Insgesamt soll das Maßnahmen-
paket dazu beitragen, die Folgen
der mit dem russischen Angriffs-
krieg in der Ukraine ausgelösten
Fluchtbewegung zu bewältigen
sowie Maßnahmen zur Krisenhilfe,
Krisenresilienz und Krisenvorsor-
ge zu finanzieren.

Mit demSondervermögen „Krisen-
bewältigung“ stellt die Landesre-
gierung zusätzliche Mittel bereit,
um die Energiekrise abzufedern,

die Resilienz gegen die Auswir-
kungen der Krisensituation zu
stärken und Maßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz und -
erzeugung zu unterstützen, die
kurzfristig den Verbrauch fossiler
Energien senken.

Insgesamt zeigt das Maßnahmen-
paket, dass die Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen sich wei-
terhin bemüht, Menschen Schutz
und Halt zu geben, die vor Krieg,
Terror und Leid fliehen. Dabei wer-
den die Kommunen unterstützt,
um auch weiterhin in dieser
schwierigen Situation leistungsfä-
hig zu bleiben.

Foto: Tobias Koch
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NRWGarzweiler II
Neue Leitentscheidung wird

Strukturwandel vorantreiben

D
ie Landesregierung plant
zeitnah eine neue Leitent-
scheidung vorzulegen, um

zeitnah eine planerische Grundla-
ge und Klarheit für das Rheinische
Revier zu schaffen. Seit dem Start
des Überarbeitungsprozesses im
November 2022 hat sich das Wirt-
schafts- und Klimaschutzministeri-
um intensiv mit Expertinnen und
Experten aus den Kommunen,
Fachausschüssen und Verbänden
ausgetauscht.

Die neue Leitentscheidung soll
sich auf die Rekultivierung des Ta-
gebaus Garzweiler, der in An-
spruch genommenen Landschaft
und die Zukunft der früheren Um-
siedlungsdörfer in Erkelenz und
Merzenich konzentrieren. Bürge-
rinnen und Bürger haben dieMög-
lichkeit, sich bei einer Dialogver-
anstaltung im Rheinischen Revier

und schriftlich an das Postfach
leitentscheidung@mwike.nrw.de
einzubringen.

Die Leitentscheidung ist ein weite-
rer Meilenstein für die Zukunft des
Rheinischen Reviers und soll die
Grundlage für einen gelungenen
Strukturwandel und eine vielver-
sprechende Zukunft der Region
bilden.

Am 11. März 2023 konnten sich
Bürgerinnen und Bürger aus der
Region bei einer Dialogveranstal-
tung in Erkelenz mit Wirtschafts-
ministerin Mona Neubaur austau-
schen. Wenige Tage zuvor hatte in
Erkelenz eine Veranstaltung mit
Vertreterinnen und Vertretern aus
Verbänden, Fachbehörden und
Kommunen zur Fortführung der
Fachgesprächsreihe zur neuen
Leitentscheidung stattgefunden.

Die neue Leitentscheidung soll
die raumbezogenen Aspekte des
Kohleausstiegs in Vorgaben gie-
ßen, welche in die Braunkohlepla-
nung beim Braunkohlenaus-
schuss in Köln einfließen werden.
Angesichts des nahenden Kohle-
ausstiegs ist eine neue Leitent-
scheidung, die sich auf wesentli-
che Änderungen konzentriert,
dringend erforderlich.

Der Schwerpunkt wird auf dem
Bereich des Tagebaus Garzweiler
liegen, da für die Tagebaue Inden
und Hambach bereits das Abbau-
Ende 2030 vorgegeben ist. Der
bisherige Leitentscheidungspro-
zess umfasst sowohl Fachgesprä-
che mit Expertinnen und Experten
aus Kommunen, Naturschutzver-
bänden, Wasserverbänden, Ver-
treterinnen und Vertretern aus den
Regionalräten und dem Braun-
kohlenausschuss, Fachbehörden
und RWE zu den räumlichen Fol-
gen des beschleunigten Kohle-
ausstiegs als auch zu den Themen
„Orte der Zukunft“, „Bergbau und
Wiedernutzbarmachung“, „Was-
ser“, „Raumentwicklung und We-
geinfrastruktur“ sowie „Erneuer-
bare Energien“.

Das Wirtschafts- und Klimaschutz-
ministerium steht auch im Dialog
mit den Anrainerkommunen des
Tagebaus Garzweiler II sowie den
aktuellen und ehemaligen Bewoh-
nerinnen und Bewohnern der ehe-
maligen Umsiedlungsdörfer.

mailto:leitentscheidung@mwike.nrw.de
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Heimat
Das Land Nordrhein-Westfalen
fördert die Herstellung von grü-
nem Wasserstoff im Kreis Heins-

berg mit 1,8 Millionen Euro!

Projekt H2HS

D
as Projekt H2HS wird von
mittelständischen Unter-
nehmen aus der Region vor-

angetrieben und beabsichtigt die
Errichtung einer Elektrolyse-anla-
ge mit einer Leistung von einem
Megawatt. Hierdurch sollen etwa
zwölf Brennstoffzellenbusse be-
trieben und rund 1.000 Tonnen
CO₂ pro Jahr eingespart werden.
Ziel des Projekts ist es, das Rheini-

sche Revier bei der Entwicklung
und Anwendung von Wasserstoff-
technologien zu unterstützen und
einen Beitrag zur klimaneutralen
Mobilität der Zukunft zu leisten.
Der Förderbescheid wurde von
Ministerin Mona Neubaur an die
Wirtschaftsförderungsgesell -
schaft im Kreis Heinsberg überge-
ben. Besonderer Höhepunkt des
Projekts ist die Nutzung der Ne-
benprodukte: Die Abwärme des
Elektrolyseurs dient der Behei-
zung von Gebäuden; den eben-

falls anfallenden Sauerstoff ver-
wendet eine Kläranlage. Das Vor-
haben verbindet damit die Berei-
che Mobilität, Gebäude und
Industrie miteinander. Durch die
effiziente Nutzung der Stoff- und
Wärmeströme wird eine hohe Ef-
fizienz erreicht, die die Wirtschaft-
lichkeit erhöht.

Mit der Übergabe des Förderbe-
scheids kann das Projekt nun
Fahrt aufnehmen. Im Industrie-
park Heinsberg-Oberbruch soll
das vollumfängliche Wasserstoff-
system errichtet werden.

vorne: Landrat Stephan Pusch, Ministerin Mona Neubaur, Dr. Stephanie Kesting (Neuman & Esser), hintere Reihe von links: Gereon

Fraunrath (Unternehmensgruppe Fraunrath), Fabian Brücher (WEP), Ulrich Schirowski (WFG des Kreises Heinsberg), Dr. Stefan

Langer (Veolia Industriepark), Guido Beckers und Paul Steuter (BMR Energy Solutions). Foto: MWIKE NRW

Kreis Heinsberg wird zum Vorbild
für nachhaltige Wasserstoffwirtschaft


